
perten zur Erörterung gemeinschaftlicher inter­
nationaler Maßnahmen zur Entdeckung und 
Identifizierung seismischer Ereignisse setzte ih­
re Arbeit über einen internationalen Austausch 
seismologischer Daten, die zu einem Protokoll 
zu einem künftigen umfassenden Atomtest­
stoppvertrag führen soll, vom 7. bis 28. August 
fort. 
Diese sachliche Arbeit im Ad-hoc-Ausschuß, 
seinen beiden Arbeitsgruppen und in dem Ex­
pertenzirkel wurden im Plenum durch zahlrei­
che kritische Äußerungen von Regierungsver­
tretern zur Ankündigung des neuen französi­
schen Staatspräsidenten Chirac vom 13. Juni, 
die Kernwaffentests wieder aufzunehmen, 
überschattet. 
Trotz intensivster Bemühungen gelang es dem 
Ad-hoc-Ausschuß zum Atomteststopp 1995 je­
doch nicht, einen Durchbruch zu erzielen. 

Hans Günter Brauch • 

>Besonders grausame Waffen<: Erste Über­
prüfungskonferenz der Vertragsstaaten des 
Übereinkommens - Noch keine Einigung 
über Verbot der Anti-Personen-Minen -
Protokoll für bedingtes Verbot von Laser­
blendwaffen verabschiedet (3) 

(Dieser Beitrag knüpft an den Bericht in VN 
5/1980 S. 181 über die Verabschiedung des 
Übereinkommens an.) 

Mit dem Übereinkommen über das Verbot oder 
die Beschränkimg des Einsatzes bestimmter 
konventioneller Waffen, die übermäßige Verlet­
zungen verursachen oder unterschiedslos wir­
ken können (kurz: UN-Waffenübereinkommen) 
haben die Vereinten Nationen die Vierte Genfer 
Konvention zum Schutze von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten weiterentwickelt. Angenommen 
wurde es von einer Diplomatischen Konferenz 
in Genf im Herbst 1980, in Kraft trat es am 
2. Dezember 1983. Das Vertragswerk wurde 
zunächst durch drei Protokolle ergänzt: über 
nicht entdeckbare Splitter (Protokoll I), über 
das Verbot oder die Beschränkung des Einsat­
zes von Minen, Sprengfallen und anderen Vor­
richtungen (Protokoll II) sowie über das Verbot 
oder die Beschränkung des Einsatzes von 
Brandwaffen (Protokoll III) . 

I . Nach seinem Artikel 1 bezieht sich der Gel­
tungsbereich des Übereinkommens (Text in: 
The United Nations Disarmament Yearbook, 
Vol. 5. UN Puhl. E.81.IX.4, S. 466-475; 
deutsch: BGBl. 1992 I I S.959ff.) sowohl auf be­
waffnete Auseinandersetzungen zwischen Staa­
ten als auch auf Konflikte, an denen nationale 
Befreiungsbewegungen beteiligt sind. Art. 7 
schreibt vor, daß eine andere Konfliktteilneh­
merin als ein Staat (beispielsweise eine Bürger­
kriegspartei) Anspruch auf die Schutzbestim-
mungen der Konvention geltend machen kann, 
wenn sie sich ebenfalls bereit erklärt, die huma­
nitären Regeln zum Schutz von Kriegsopfern zu 
beachten. Nach Art. 8 dieser Konvention kön­
nen mindestens 18 Vertragsparteien jederzeit 
eine Überprüfungskonferenz vorschlagen die 
zusätzliche Protokolle aushandeln und verein­
baren kann. 

Das Minen-Protokoll bezieht auch Sprengkör­

per ein, die am Boden über Fernsteuerung oder 
automatisch nach einer bestimmten Zeitspanne 
ausgelöst werden, während der Einsatz von M i ­
nen gegen Schiffe auf See und in Binnengewäs­
sern nicht erfaßt wird. Nach Art. 3 ist der Ein­
satz von Minen unter allen Umständen gegen 
Zivilpersonen untersagt. Allerdings wird mit 
Art. 4 die Möglichkeit eines Verlustes von 
Menschenleben unter der Zivilbevölkerung 
nicht völlig ausgeschlossen, wenn bei einem 
Angriff auf ein militärisches Ziel alle denkbaren 
Vorkehrungen zum Schutz der Zivilbevölke­
rung, zum Beispiel durch die Aufstellung von 
Warnschildern, Wachtposten und Umzäunun­
gen, getroffen werden. Art. 5 verbietet den Ein­
satz von Minen durch Raketen, Granatwerfer 
oder andere Waffensysteme. Art. 6 untersagt 
die Verwendung von sogenannten Tölpelfallen: 
Sprengfallen in Gestalt etwa von Kinderspiel­
zeugen oder Küchengeräten. In anderen Arti­
keln wird die Aufzeichnung der Position der 
verlegten Minen, deren sofortige Bekanntma­
chung nach dem Ende der Feindseligkeiten und 
die Mitwirkung bei der Minenräumung gefor­
dert. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat diese 
Konvention 1992, Großbritannien und die Ver­
einigten Staaten haben erst 1995 ratifiziert. Bis 
zum 1. Januar 1996 war dieses Vertragswerk für 
50 Staaten in Kraft getreten, die mindestens 
zwei der drei zugehörigen Protokolle beachten 
müssen. Als Reaktion auf zahlreiche Forderun­
gen nach einem Verbot der Landminen in den 
Jahren 1991 und 1993 und der vor allem von 
London und Washington geäußerten Sorge über 
mangelnde Verifikationsmöglichkeiten gab 
Frankreich 1993 den Anstoß zur Abhaltung ei­
ner Überprüfungskonferenz zum UN-Waffen­
übereinkommen. Im Jahr darauf entschied die 
Generalversammlung mit ihrer Resolution 
49/79, die Überprüfungskonferenz für den 
Frühherbst 1995 einzuberufen. Zudem nahm sie 
zwei Resolutionen zu Landminen an, die inter­
nationale Unterstützung bei der Minenräumung 
(49/215) und ein Exportmoratorium für Anti­
Personen-Minen (49/75D) forderten. 29 Staaten 
- darunter die Bundesrepublik Deutschland -
haben inzwischen ein solches Moratorium an­
gekündigt. Die Aufwendungen für militärische 
Minenforschung blieben davon bisher un­
berührt. 

I I . Im Vorfeld der Überprüfungskonferenz fand 
auf Initiative des Generalsekretärs vom 5. bis 7. 
Juli 1995 in Genfein hochrangiges Experten­
treffen zur Minenräumung statt. 
1994 hatte die Staatenwelt etwa 70 Mil l US-
Dollar für die Räumung von 100 000 Minen 
ausgegeben, während gleichzeitig zwei Millio­
nen Landminen neu verlegt wurden. Schätzun­
gen zufolge liegen etwa 110 Millionen Landmi­
nen in 64 Ländern. Sie verursachen jährlich et­
wa 10 000 Todesopfer und machen Tausende 
von Menschen zu Krüppeln. Landminen im 
Wert von zirka 3 Dollar pro Stück ziehen für die 
Minenräumung Kosten in einer Höhe von je­
weils 300 bis 1000 Dollar nach sich. 1994 wa­
ren die Vereinten Nationen in zwölf und 1995 in 
18 Ländern an der Minenräumung beteiligt. Die 
Hauptabteilung für humanitäre Angelegenhei­
ten des UN-Sekretariats schuf 1994 eine 
Arbeitseinheit zur Minenräumung und für da­

mit verbundene Fragen (Mine Clearance and 
Policy Unit), die eng mit der mit Minenbeseiti­
gungsmaßnahmen befaßten Stelle (Demining 
Unit) der Hauptabteilung Friedensoperationen 
zusammenarbeitet. In den vom Generalsekretär 
im November 1994 errichteten Treuhandfonds 
zur Unterstützung der Minenräumung waren bis 
Anfang Juni 1995 allerdings erst 2,3 Mi l l Dollar 
eingezahlt worden. Ferner wurde 1994 eine 
zentrale Datenbank für Landminen eingerichtet, 
um Daten über Typen von Landminen, davon 
betroffene Staaten, die Minenaktionsprogram­
me der Vereinten Nationen, über Minenopfer 
und an der Minenräumung beteiligte Organisa­
tionen zu sammeln. Für die umfassenden M i -
nenräumprogramme in Afghanistan, Angola, 
Kambodscha und Mosambik wurden für 1995 
Kosten in Höhe von 65 bis 70 Mil l Dollar ver­
anschlagt. Für 1996 sind von den UN Minen-
räumaktionen in Georgien, Rwanda und Tschad 
sowie im ehemaligen Jugoslawien geplant. An 
dieser Aufgabe sind neben dem UN-Sekretariat 
das UNICEF, der UNHCR, das WFP und die 
WHO beteiligt. 

Generalsekretär Boutros-Ghali forderte auf 
dem Expertentreffen neben weitreichenden Ak­
tivitäten zur Minenräumung ein Verbot der Pro­
duktion, des Exports und des Einsatzes von 
Landminen und die Zerstörung aller Vorräte. 
Bei dieser Tagung kündigten einige Staaten, zu 
denen die Bundesrepublik Deutschland jedoch 
nicht gehörte, freiwillige Zahlungen für den 
Treuhandfonds zur Unterstützung der Minen­
räumung in einer Höhe von 20,6 Mil l Dollar an. 
Zusätzlich sollten 7 Mil l für ständig einsatzbe­
reite Minenräumexperten bereitgestellt werden. 
Weiterhin erwartete das UN-Sekretariat Zu­
wendungen in Höhe von 58 Mil l Dollar durch 
bilaterale und multilaterale Minenräumpro-
gramme. Der deutsche Staatsminister Helmut 
Schäfer vom Auswärtigen Amt erwähnte in sei­
ner Rede, daß der Bundeshaushalt 1995 10 Mil l 
DM für die Minenräumung bereitstelle. Uner­
wähnt blieb dabei allerdings, daß der Verteidi­
gungshaushalt 1995 über 250 Mil l DM für mi­
litärische Minenforschung enthielt. 
Von den Minenräumexperten wurden einge­
hend unter anderem Fragen einer Bestandsauf­
nahme (mine survey), der aktuellen Methoden 
der Minenräumung, der Ausbildung von M i ­
nenräumexperten, des Managements von M i -
nenräumakti vitäten und neuer Technologien so­
wie Probleme einer Rehabilitation der Minen­
opfer, von Notmaßnahmen und Fragen der Er­
ziehung zur Vorsicht gegen Minen erörtert. Ei­
ne Schlußfolgerung der Experten war, daß alle 
Aspekte gleichzeitig und koordiniert behandelt 
werden müssen. 

I I I . Im Mittelpunkt der Überprüfungskonferenz 
der Vertragsstaaten der UN-Waffenkonvention 
in Wien stand vom 25. September bis zum 13. 
Oktober 1995 das Landminenprotokoll (Proto­
koll II) , das auch getarnte Bomben, zum Beispiel 
>Spielzeugbomben<, umfaßt. Neben 44 Ver­
tragsstaaten nahm auch das Internationale Komi­
tee vom Roten Kreuz (IKRK) unter einem Son­
derstatus teil. Generalsekretär Boutros-Ghali sah 
in der Überprüfungskonferenz einen wichtigen 
Schritt hin »zur endgültigen Beseitigung aller 
Landminen«. Die zu Konferenzbeginn vorlie­
genden Vorschläge reichten von einem völligen 
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Mit der »Überprüfung der administrativen und 
finanziellen Effizienz der Vereinten Nationen« ist 
Karl Theodor Paschke befaßt; seit Herbst 1994 
leitet er als Untergeneralsekretär das Amt für In­
terne Aufsichtsdienste (Office of Internal Over­
sight Services, OIOS). Zuvor war er vier Jahre als 
Ministerialdirektor Leiter der Zentralabteilung 
des Auswärtigen Amtes in Bonn. Paschke, der am 
12. November 1935 in Berlin geboren wurde, trat 
I960 in den Auswärtigen Dienst ein. Mit den Ver­
einten Nationen wurde er als Ständiger Vertreter 
der Bundesrepublik Deutschland bei den interna­
tionalen Organisationen in Wien vertraut (vgl. sei­
nen Beitrag >Wien als UNO-Stadu in VN 6/1986 
S. I99ff.); Erfahrungen mit der Politik der USA, 
auf deren Initiative die Schaffung des OIOS letzt­
lich zurückgeht, konnte er unter anderem als Ge­
sandter in Washington sammeln. 

Verbot der Herstellung und des Einsatzes von 
Landminen bis zu geringfügigen Veränderun­
gen des Konventionstextes. Den wesentlichen 
Mangel der Konvention sah der Vorsitzende der 
Vorbereitungsgruppe und Konferenzpräsident, 
Johan Molander aus Schweden, weniger in den 
Vertragsbestimmungen als vielmehr darin, daß 
sich sehr viele Staaten nicht an sie halten. In Afri­
ka hätten nur drei Länder die Konvention ratifi­
ziert, während »minenverseuchte Länder wie 
Angola, Mosambik, Somalia und Rwanda außer­
halb des Vertrages geblieben sind«. 
Als Hauptdokument lag der Überprüfungskon­
ferenz eine Diskussionsgrundlage Molanders 
vor, in der jene Bereiche, in denen keine Über­
einstimmung erzielt wurde, in Klammern ge­
setzt waren. Bei der letzten Vorbereitungsta­
gung im Januar 1995 hatten vor allem in der 
Frage des Verifikationsinechanismus zur Ver­
tragseinhaltung die Positionen noch weit aus­
einander geklafft. Allerdings bestand weitge­
hend Konsens, daß die bisherige strenge 
Arbeitsteilung zwischen Rüstungskontrolle und 
humanitären Anliegen durch einen umfassen­
den interdisziplinären Ansatz abgelöst werden 
sollte. Eine breite Übereinstimmung wurde 
auch darüber erzielt, daß alle Landminen verbo­
ten werden sollen, die gegen Personen gerichtet 
sind und am Röntgenschirm nicht erkennbar 
sind; ebenso solche, die ferngesteuert werden 
und keinen Selbstzerstörungsmechanismus ent­
halten. Untersagt werden sollte auch der Ge­
brauch von Sprengfallen, die wie harmlose Ge­

brauchsgegenstände aussehen. Schließlich soll­
te der Einsatz von Anti-Personen-Minen ohne 
Selbstzerstörungsmechanismus weiter einge­
schränkt werden und nur noch in eingezäunten 
und deutlich gekennzeichneten und bewachten 
Minenfeldern möglich sein. 
Unter dem Vorsitz Molanders bemühten sich 
die Vertreter aus 44 Vertragsstaaten vergeblich 
um Fortschritte gegenüber dem bestehenden 
Minenprotokoll. Die Verhandlungen waren vor 
allem an technischen und militärischen Fragen 
festgefahren. Im 1. Ausschuß der Konferenz, 
der sich mit Fragen des Umfangs und der Wirk­
samkeit des Vertragswerks befaßte, konnten 
sich die Delegierten nicht auf eine gemeinsame 
Absichtserklärung einigen, die zu einer späteren 
Eliminierung von Landminen, zu einer alle fünf 
Jahre stattfindenden Überprüfungskonferenz 
und zu einer engeren Definition des willkürli­
chem Einsatzes gewisser Waffen und der 
schwerwiegenden Verletzungen führen wür­
de. Da die Ansichten sehr weit auseinandergin­
gen, konnte man sich nur auf ein Festhalten am 
bestehenden Konventionstext einigen. Alle dar­
über hinausgehenden Bemühungen stießen auf 
den Widerstand einiger Staaten. Selbst der Ent­
wurf einer Abschlußerklärung wurde einer spä­
teren Runde der Konferenz übertragen. 
Im Zentrum der Verhandlungen des mit den exi­
stierenden Protokollen befaßten 2. Ausschusses 
stand die kontroverse Minenfrage. Zu Beginn 
der Verhandlungen legte sein Vorsitzender ei­
nen Textentwurf vor, der aus der Tätigkeit der 
Expertenkonferenz vom Juli 1995 hervorgegan­
gen war. Nach diesem Entwurf hätten die Ver­
tragsparteien acht Jahre Zeit gehabt, ihre M i ­
nenbestände den Vertragsbestimmungen anzu­
passen. Insgesamt wurden 48 Änderungsvor­
schläge vorgelegt, über die jedoch keine Über­
einstimmung erreicht werden konnte. Die Ver­
handlungen scheiterten vor allem daran, was 
>feststellbar< und >selbstzerstörend< bedeuten 
sollte, sowie an der Zeitperspektive für die An­
passung der Minenbestände. Vor allem Vor­
schläge Chinas, Indiens und Rußlands, die ver­
suchten, die Bestimmungen abzuschwächen, 
stießen auf Widerstand. Dennoch wird der bis­
herige Vertragsentwurf die Grundlage für die 
weitere Behandlung im Jahre 1996 sein. 
Ein konkretes Ergebnis konnte dagegen der 3. 
Ausschuß, der sich unter dem Vorsitz des Deut­
schen Wolfgang Hoffmann der Frage neuer 
Protokolle widmete, mit der Vereinbarung eines 
vierten Protokolls erzielen, das den Einsatz und 
die Weitergabe von Laserblendwaffen unter­
sagte. Schweden hatte zu Konferenzbeginn mit 
Unterstützung von 30 Staaten einen Entwurf für 
ein derartiges Protokoll vorgelegt, über den (in 
einer abgeschwächten Fassung) am 6. Oktober 
1995 Einigung erzielt wurde. Vor allem Frank­
reich, Iran, Österreich und Schweden hielten 
den Kompromiß für nicht weitgehend genug, da 
er beispielsweise den Gebrauch von Laser­
blendwaffen, die sich g2gen optische Geräte 
richten, nicht untersagt. Die USA hatten sich 
schon zu Beginn für diese Ausnahme stark ge­
macht. Das neue Protokoll IV tritt sechs Mona­
te nach der Ratifizierung durch den 20. Staat in 
Kraft. Dieses Protokoll verbietet weder die For­
schung und Entwicklung von Laserblendwaffen 
noch eine zufällige oder kollaterale Erblindung 
als Folge des legitimen militärischen Einsatzes 

von Lasersystemen gegen optische Ausrü­
stungsgegenstände (Art. 3). Nach Art. 1 ist nur 
der >Einsatz< von Lasersystemen untersagt, die 
als eine ihrer Kampffunktionen so konzipiert 
sind, »daß sie eine permanente Erblindung für 
das ungeschützte Auge auslösen«. 
In einer Abschlußerklärung einigten sich die 
Staaten auf eine Wiederaufnahme der Überprü­
fungskonferenz in zwei Stufen. In der ersten 
Runde haben sich die technischen Experten 
vom 15. bis 19. Januar 1996 in Genf mit Defini­
tionsfragen, technischen Spezifikationen und 
spezifischen Verboten von Minentypen und den 
potentiellen Umständen für ihren Einsatz befaßt 
und gewisse Fortschritte erzielt. Im zweiten Ab­
schnitt sollen sich die Regierungsvertreter vom 
22. April bis zum 3. Mai in Genf mit Fragen des 
Verbotsumfangs, der Umsetzungsmechanis­
men und der technischen Zusammenarbeit mit 
dem Ziel befassen, einen vollständigen Text zu 
vereinbaren. 
Der Vertreter der IKRK bedauerte das vorläufi­
ge Scheitern der Bemühungen um ein ver­
schärftes Minenprotokoll. In dem neuen Proto­
koll über das bedingte Verbot von Laserblend­
waffen, für das sich das IKRK seit 1986 in einer 
Kampagne weltweit eingesetzt hatte, sah er da­
gegen eine historische Entwicklung, da die 
Menschheit erstmals vor einer Waffe geschützt 
werde, die noch nicht voll entwickelt und einge­
führt sei. Allerdings schränkt dieses Protokoll 
nicht die Forschung und Entwicklung von La­
serblendwaffen ein, sondern verbietet nur eine 
bestimmte Einsatzoption. Dies war offenbar der 
politische Preis, den die Staatenwelt zahlen 
mußte, um dem Widerstand im amerikanischen 
Verteidigungsministerium, in dem seit Jahren 
an solchen Waffen gearbeitet wird, die Spitze 
zu nehmen. Dieses Laserblendwaffen-Protokoll 
weist gewisse Parallelen zum bedingten Verbot 
von umweltverändernden Techniken auf. Es 
bleibt aber weit hinter den Bestimmungen des 
bilateralen Vertrages über Abwehrflugkörper 
gegen ballistische Flugkörper - des ABM-Ver­
trages - zwischen USA und UdSSR von 1972 
zurück, der auch die »Entwicklung und Ein­
führung« von ABM-Systemen verbietet, was 
das neue Protokoll IV hinsichtlich der von ihm 
erfaßten Waffen nicht tut. 

Hans Günter Brauch • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNCTAD: Halbzeitbilanz des Aktionspro­
gramms für die am wenigsten entwickelten 
Länder - Jetzt 48 L D C - Rückgang der Ent­
wicklungshilfe, Anstieg der Schulden (4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/1994 
S. 142 fort.) 

I . Lediglich ein Drittel des jährlichen durch­
schnittlichen Pro-Kopf-Einkommens aller Ent­
wicklungsländer wird in jenen Staaten erzielt, 
die von den Vereinten Nationen als am wenig­
sten entwickelte Länder (Least Developed 
Countries, LDC) eingestuft werden: nur 300 
statt 906 US-Dollar (in den marktwirtschaftlich 
verfaßten Industrieländern belief es sich 1993 
auf 21 598 Dollar). In den 48 LDC leben insge-
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